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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Baden-Württemberg
Sozialgericht Sozialgericht Freiburg
Sachgebiet Sozialhilfe
Abteilung 9
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze 1.Bei der Berechnung des Nachlasswertes

für den Kostenersatz gemäß § 102 SGB
XII sind mit dem Erbfall durch Konfusion
erloschene Forderungen des Erben gegen
den Erblasser in entsprechender
Anwendung von §§ 1976, 1991 Abs. 2,
2143, 2175 und 2377 BGB als nicht
erloschen anzusehen.

2.Dem Erblasser oder dem Nachlass
zugeflossenes Schmerzensgeld ist
dagegen dem für den Kostenersatz nach §
102 SGB XII maßgebenden Rohnachlass
zuzurechnen und weder nach § 83 Abs. 2
SGB XII noch nach § 90 Abs. 3 SGB XII
geschützt.

Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 9 SO 2008/19
Datum 11.08.2020

2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -

1. Der Bescheid des Beklagten vom 12.12.2018 in der Fassung des
Widerspruchsbescheids vom 13.3.2019 wird abgeÃ¤ndert und der
Kostenersatzbetrag auf 1576,00 EUR reduziert. 2. Der Beklagte trÃ¤gt drei Viertel,
die KlÃ¤gerin ein Viertel der Kosten des Rechtsstreits. 3. Der Streitwert wird auf
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6515,39 EUR festgesetzt.

Tatbestand:

Die Klage richtet sich gegen einen Kostenersatzbescheid.

Die 1953 geborene KlÃ¤gerin ist Tochter und Alleinerbin der am 1922 geborenen
und 2016 verstorbenen HilfeempfÃ¤ngerin. Der Beklagte erbrachte fÃ¼r die
HilfeempfÃ¤ngerin von Juni 2010 bis zu ihrem Tod Sozialhilfeleistungen in Form von
Hilfe zur Pflege fÃ¼r ungedeckte Pflegeheimkosten i.H.v. 77.551,68 EUR. Laut
Auskunft der Erbschaftssteuerstelle des Finanzamts F. vom 13.11.2018 hinterlieÃ�
die HilfeempfÃ¤ngerin ein Bankguthaben in HÃ¶he von 13.156 EUR.

Mit Bescheid vom 12.12.2018 verfÃ¼gte der Beklagte unter Berufung auf Â§ 102
des ZwÃ¶lften Buches des Sozialgesetzbuches (SGB XII), dass die KlÃ¤gerin als
Erbin der HilfeempfÃ¤ngerin Kostenersatz in HÃ¶he von 10.732 EUR zu leisten
habe, der sich wie folgt errechne:

GewÃ¤hrte Sozialhilfe 77.551,68 EUR abzÃ¼glich Freibetrag nach Â§ 102 Abs. 1 S.
2 SGB XII 2424,00 EUR HÃ¶he der erstattungsfÃ¤higen Sozialhilfe 75.127,68 EUR
Rohnachlass 13.156,00 EUR abzÃ¼glich Freibetrag Â§ 102 Abs. 3 Nr. 1 SGB XII
2424,00 EUR einzusetzender Nachlass 10.732,00 EUR

Die Inanspruchnahme der KlÃ¤gerin als Erbin stelle, so der Beklagte, insbesondere
auch keine besondere HÃ¤rte nach Â§ 102 Abs. 3 S. 3 SGB XII dar.

Dagegen erhob die KlÃ¤gerin mit E-Mail vom 31.12.2018 und Schreiben vom
3.1.2019 Widerspruch. Bei einer persÃ¶nlichen Vorsprache am 17.1.2019 brachte
sie u.a. vor, die HilfeempfÃ¤ngerin habe lediglich ein Girokonto gehabt, auf das
Rente und Sozialhilfe gutgeschrieben worden seien. Den Beitrag fÃ¼r das
Pflegeheim, monatlich ca. 2500 EUR, habe die KlÃ¤gerin von ihrem eigenen Konto
bezahlt und vor dem Tod ihrer Mutter schon lÃ¤nger keine Abrechnung gemacht,
d.h. sich die verauslagten Leistungen nicht zurÃ¼ckgebucht. Auch habe sie die
Kosten fÃ¼r die Bestattung Ã¼bernommen. In der Folge legte die KlÃ¤gerin
umfangreiche Nachweise Ã¼ber ihre Auslagen vor.

Mit Widerspruchsbescheid vom 13.3.2019 gab der Beklagte dem Widerspruch der
KlÃ¤gerin teilweise statt und setzte die Kostenersatzforderung auf 6515,39 EUR
fest. Im Ã�brigen wies er den Widerspruch als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Zur
BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte der Beklagte aus, die von der KlÃ¤gerin nachgewiesenen
Aufwendungen fÃ¼r die Bestattung der HilfeempfÃ¤ngerin in HÃ¶he von insgesamt
2664,03 EUR kÃ¶nnten als Nachlassverbindlichkeit vom VermÃ¶gen der
HilfeempfÃ¤ngerin abgezogen werden. DarÃ¼ber hinaus habe die KlÃ¤gerin die
fÃ¼r Januar 2016 gezahlten Leistungen in HÃ¶he von 1603,70 EUR teilweise in
HÃ¶he von 1600,46 EUR zurÃ¼ckgezahlt. Dieser RÃ¼ckzahlungsbetrag werde
ebenfalls vom ErblasservermÃ¶gen abgezogen. Nicht berÃ¼cksichtigt werden
kÃ¶nnten dagegen zu Lebzeiten der HilfeempfÃ¤ngerin von der KlÃ¤gerin erbrachte
Aufwendungen fÃ¼r Kleidung sowie zusÃ¤tzlich anfallende Kosten im Pflegeheim.

                               2 / 7

https://dejure.org/gesetze/SGB_XII/102.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XII/102.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XII/102.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XII/102.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XII/102.html


 

Zum Nachlass hinzuzurechnen sei auf der anderen Seite eine am 27.1.2016 erfolgte
Gutschrift der AOK B.-W. aus der Erstattung des Krankenkassenbeitrags fÃ¼r den
Sterbemonat in HÃ¶he von 47,88 EUR. Der Kostenersatzanspruch errechne sich
daher nunmehr wie folgt:

GewÃ¤hrte Sozialhilfe 77.551,68 EUR abzÃ¼glich Freibetrag nach Â§ 102 Abs. 1 S.
2 SGB XII 2424,00 EUR HÃ¶he der erstattungsfÃ¤higen Sozialhilfe 75.127,68 EUR
Rohnachlass 13.203,88 EUR abzÃ¼glich anerkannte Nachlassverbindlichkeiten
4264,49 EUR abzÃ¼glich Freibetrag Â§ 102 Abs. 3 Nr. 1 SGB XII 2424,00 EUR
einzusetzender Nachlass 6515,39 EUR

Dagegen erhob die KlÃ¤gerin am 26.3.2019 Klage zum Sozialgericht Cottbus, das
das Verfahren mit Beschluss vom 24.4.2019 (Az. S 20 SO 33/19) an das Ã¶rtlich
zustÃ¤ndige Sozialgericht Freiburg verwies.

Das Gericht hat die KlÃ¤gerin in nichtÃ¶ffentlicher Sitzung am 18.2.2020
angehÃ¶rt. Die KlÃ¤gerin erklÃ¤rte dort insbesondere folgendes:

Sie selbst habe im streitbefangenen Zeitraum in Baden-WÃ¼rttemberg gelebt, ihre
Mutter aber ein Konto aber bei der Sparkasse S.-N. entsprechend ihrem frÃ¼herem
Wohnort gehabt. Ihre Mutter habe immer sehr groÃ�en Wert darauf gelegt, dass ihr
eigenes Geld ausreiche, um die Heimkosten und ihren Lebensunterhalt bezahlen zu
kÃ¶nnen, und nicht etwa die KlÃ¤gerin und ihr Ehemann dafÃ¼r aufkommen
mÃ¼ssten. Diesem BedÃ¼rfnis habe die KlÃ¤gerin entsprochen, indem sie der
Mutter deren KontoauszÃ¼ge von der Sparkasse S.-N. gezeigt habe, damit sie sich
habe vergewissern kÃ¶nnen, dass noch ein ordentliches Guthaben vorhanden sei.
Das Konto bei der Sparkasse S.-N. sei allerdings auf Veranlassung der Bank kein
normales Zahlungskonto mehr gewesen, weil es lediglich noch fÃ¼r die Rente und
Sozialleistungen genutzt worden sei. Es habe sich vielmehr um ein Transitkonto
gehandelt. Mit der Karte fÃ¼r dieses Konto habe Sie daher ausschlieÃ�lich Bargeld
am Automaten der Sparkasse S.-N. beziehen kÃ¶nnen, nicht in Baden-
WÃ¼rttemberg. Daher habe die KlÃ¤gerin alle Forderungen, die an die
HilfeempfÃ¤ngerin gestellt worden seien, Ã¼ber ihr eigenes Girokonto abgewickelt.
Zum Ausgleich sei monatlich ein bestimmter Betrag, rund 1700 EUR, vom Konto der
HilfeempfÃ¤ngerin auf ihr Konto Ã¼berwiesen worden, der aber regelmÃ¤Ã�ig nicht
ausgereicht habe, um alle Kosten der Mutter zu decken. Allein fÃ¼r die Heimkosten
seien monatlich rund 2500 EUR abgebucht worden. Deshalb sei die KlÃ¤gerin immer
in Vorkasse getreten und habe die Differenz zu einem spÃ¤teren Zeitpunkt
korrigiert.

Diese Korrektur sei wie folgt bewerkstelligt worden: Da die KlÃ¤gerin von ihrem
schon frÃ¼her verstorbenen Vater ein HausgrundstÃ¼ck in X im Landkreis S.-N.
geerbt hatte, sei ihr Ehemann regelmÃ¤Ã�ig dort hingefahren, um sich um das
renovierungsbedÃ¼rftige Anwesen zu kÃ¼mmern. Dort habe er die Karte vom
Transitkonto einerseits genutzt, um vor Ort Rechnungen z.B. fÃ¼r Handwerker zu
bezahlen. DarÃ¼ber hinaus habe ihr Mann gelegentlich in X Bargeld vom
Transitkonto geholt. Auf diese Weise sei zum einen sichergestellt worden, dass das
Transitkonto der Mutter immer ein ausreichendes Guthaben aufgewiesen habe,
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sodass sie mit den aktuellen KontoauszÃ¼gen habe beruhigt werden kÃ¶nnen. Zum
anderen hÃ¤tten die KlÃ¤ger die fÃ¼r die Mutter vorgenommenen Zahlungen mit
VerfÃ¼gungen Ã¼ber das Transitkonto zu eigenen Zwecken ausgleichen kÃ¶nnen
und darÃ¼ber hinaus die praktische MÃ¶glichkeit gehabt, ihre notwendigen
Ausgaben in X mit der Karte des Transitkontos zu finanzieren.

Die KlÃ¤gerin erklÃ¤rte weiter: Durch Krankheit sei sie gerade im Jahr 2015, also
dem Jahr vor dem Tod ihrer Mutter, daran verhindert gewesen, ihre Auslagen in
vollem Umfang auszugleichen, was anhand der KontoauszÃ¼ge Ã¼berprÃ¼ft
werden kÃ¶nne. So habe sich der hohe Guthabensbetrag zum Jahresende auf dem
Konto ihrer Mutter summiert, obwohl diesem Konto lediglich die Rente und die
Sozialhilfeleistungen gutgeschrieben worden seien. Bei einem Teilbetrag von 4000
EUR habe es sich zudem um im Dezember 2015 gutgeschriebenes Schmerzensgeld
fÃ¼r eine 2012 vom Pfleger eines frÃ¼heren Pflegeheims verschuldete
Augenverletzung Ihrer Mutter gehandelt. Umgekehrt habe die KlÃ¤gerin von ihrem
Ehemann rund 6000 EUR leihen mÃ¼ssen, um ihr eigenes Girokonto nicht zu
Ã¼berziehen. Sie habe nicht nur die Pflege- und Unterbringungskosten verauslagt,
sondern auch Ausgaben fÃ¼r KÃ¶rperpflegemittel, RezeptgebÃ¼hren, Batterien
fÃ¼r HÃ¶rgerÃ¤te, Kleidung, Friseur, Flusspflege usw. Sie, die KlÃ¤gerin, habe sich
nicht bereichert, sondern im Gegenteil viel mehr Kosten fÃ¼r ihre Mutter
Ã¼bernommen, als sie UnterstÃ¼tzung erhalten habe.

Die Angaben der KlÃ¤gerin wurden in der Sitzung vom 18.2.2020 soweit mÃ¶glich
durch Inaugenscheinnahme von KontoauszÃ¼gen verifiziert.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

den Bescheid des Beklagten vom 12.12.2018 in der Fassung des
Widerspruchsbescheids vom 13.3.2019 aufzuheben.

Der Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Er beruft sich auf die BegrÃ¼ndung des Widerspruchsbescheids und trÃ¤gt
ergÃ¤nzend vor: Die an die HilfeempfÃ¤ngerin geleistete Sozialhilfe sei
rechtmÃ¤Ã�ig gewesen, obwohl das Guthaben auf ihrem Konto seit einem
unbekannten Zeitpunkt, spÃ¤testens aber bereits seit Mai 2015 die maÃ�gebliche
Schonbetragsgrenze Ã¼berschritten habe. Denn das Guthaben auf diesem
Betreuungskonto habe sich aus den Leistungen des Beklagten, Renten und
Wohngeld zusammengesetzt, also um BetrÃ¤ge, die dem Lebensunterhalt gedient
hÃ¤tten. Betrachte man die Monate getrennt, seien die gutgeschriebenen BetrÃ¤ge
jeweils nicht hÃ¶her als der monatliche Bedarf der HilfeempfÃ¤ngerin gewesen.
Daher handele es sich nicht um verwertbares VermÃ¶gen oder einzusetzendes
Einkommen.

Der Beklagte fÃ¼hrt weiter aus: Er habe auch den fÃ¼r den Kostenersatzanspruch
nach Â§ 102 Abs. 2 S. 2 SGB XII maÃ�geblichen Wert des im Zeitpunkt des Erbfalls
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vorhandenen Nachlasses zutreffend berechnet. Unter dem Wert des Nachlasses sei
das im Zeitpunkt des Erbfalles anfallende, um die Passiva verringerte
AktivvermÃ¶gen des Erblassers zu verstehen. Die KlÃ¤gerin mache sinngemÃ¤Ã�
geltend, dass Ã¼ber die vom Beklagten anerkannten BetrÃ¤ge hinaus solche
BetrÃ¤ge als Passiva abzuziehen seien, die dadurch entstanden seien, dass sie
Rechnungen des Heimes und andere Aufwendungen fÃ¼r ihre Mutter aus ihrem
Privatkonto verauslagt habe. Dies sei aber rechtlich nicht mÃ¶glich. Denn selbst
wenn die KlÃ¤gerin zu Lebzeiten ihrer Mutter gegen diese einen
Aufwendungsersatzanspruch fÃ¼r diese Auslagen gehabt habe, seien diese
Forderungen mit dem Eintritt des Erbfalls erloschen, weil das VermÃ¶gen des Erben
und des Erblassers in diesem Zeitpunkt miteinander verschmolzen seien (sog.
Konfusion). Im Ã�brigen sei die BuchfÃ¼hrung der KlÃ¤gerin fÃ¼r den Beklagten
nicht nachvollziehbar. Es sei insbesondere nicht verstÃ¤ndlich, dass die KlÃ¤gerin
die Rechnungen fÃ¼r ihre Mutter nicht vom Betreuungskonto, sondern von ihrem
Privatkonto habe abbuchen lassen. Die HÃ¤rtefallregelungen des Â§ 102 Abs. 3 SGB
XII schlieÃ�lich seien nicht einschlÃ¤gig, da die KlÃ¤gerin mit ihrer Mutter nicht in
hÃ¤uslicher Gemeinschaft gelebt und diese persÃ¶nlich gepflegt habe (Â§ 102 Abs.
3 Nr. 2 SGB XII) und mangels Vergleichbarkeit mit einer solchen Konstellation auch
keine andere besondere HÃ¤rte im Sinne von Â§ 102 Abs. 3 Nr. 3 SGB XII
anzuerkennen sei.

Das Gericht hat den Beteiligten vorgeschlagen, den Kostenersatz vergleichsweise
auf 2000 EUR zu reduzieren. Die KlÃ¤gerin hat den Vergleichsvorschlag abgelehnt
und im Gegenzug vorgeschlagen, den Kostenersatz auf 1000 EUR zu reduzieren.
Der Beklagte hat dem gerichtlichen Vergleichsvorschlag zugestimmt und den
abgeÃ¤nderten Vergleichsvorschlag der KlÃ¤gerin abgelehnt.

Die vom Beklagten vorgelegten entscheidungserheblichen Teile der
Verwaltungsakte waren Gegenstand der Beratung. Hinsichtlich der weiteren
Einzelheiten des Verfahrens sowie des Vorbringens der Beteiligten wird darauf und
auf die Verfahrensakte des Gerichts verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Das Gericht konnte gemÃ¤Ã� Â§ 124 Abs. 2 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) ohne
mÃ¼ndliche Verhandlung entscheiden, da beide Beteiligte dem zugestimmt haben.

Die form- und fristgerecht erhobene Klage ist auch im Ã�brigen zulÃ¤ssig und als
Anfechtungsklage gemÃ¤Ã� Â§ 54 Abs. 1 SGG statthaft. Sie ist in dem Umfang wie
erkannt auch teilweise begrÃ¼ndet.

Der Beklagte hat dem Grunde nach zutreffenderweise gegen die KlÃ¤gerin einen
Kostenersatzanspruch nach Â§ 102 SGB XII festgesetzt. Insoweit folgt das Gericht
nach eigener PrÃ¼fung der Sach- und Rechtslage der zutreffenden BegrÃ¼ndung
des angefochtenen Bescheids vom 12.12.2018 und insbesondere des
Widerspruchsbescheids vom 13.3.2019, verweist auf die AusfÃ¼hrungen dort und
sieht gemÃ¤Ã� Â§ 136 Abs. 3 SGG von einer weiteren Darstellung der
EntscheidungsgrÃ¼nde ab.

                               5 / 7

https://dejure.org/gesetze/SGB_XII/102.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XII/102.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XII/102.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XII/102.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XII/102.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/124.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/54.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XII/102.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/136.html


 

Teilweise unzutreffend ist allein die HÃ¶he des vom Beklagten angesetzten
Rohnachlasses und dementsprechend auch des sich hieraus errechnenden
einzusetzenden Nachlasses. Infolgedessen hat der Beklagte einen zu hohen
Kostenersatz festgesetzt.

Denn nach den GrundsÃ¤tzen des BÃ¼rgerlichen Gesetzbuchs (BGB) sind
Forderungen gegen einen Nachlass, die durch Konfusion erloschen sind, fÃ¼r die
Wertberechnung als nicht erloschen anzusehen, soweit der Nachlasswert fÃ¼r die
Berechnung von AnsprÃ¼chen Dritter von Relevanz ist. Dieser allgemeine
Rechtsgedanke findet z.B. in den Vorschriften Ã¼ber die Wertberechnung fÃ¼r
Pflichtteilszwecke oder fÃ¼r die BeschrÃ¤nkung der Erbenhaftung Ausdruck (vgl. 
Â§Â§ 1976, 1991 Abs. 2, 2143, 2175 und 2377 BGB), die von der zivilrechtlichen
Rechtsprechung weitgehend analog angewendet werden (vgl. z.B.
Staudinger/Herzog, Â§ 2311 BGB, Rn. 72 m.w.N.), um Dritte nicht grundlos von dem
Zufall profitieren zu lassen, dass ein GlÃ¤ubiger des Erblassers diesen beerbt hat.
Der Erbe haftet gemÃ¤Ã� Â§ 102 Abs. 2 S. 2 SGB XII lediglich mit dem Wert des im
Zeitpunkt des Erbfalles vorhandenen Nachlasses. Dieser Nachlasswert ist nach
bÃ¼rgerlich-rechtlichen MaÃ�stÃ¤ben zu ermitteln (Simon in: Schlegel/Voelzke,
jurisPK-SGB XII, 3.A., Â§ 102 SGB XII, Rn. 48 m.w.N.). Daher sind auch im Rahmen
des Â§ 102 SGB XII bei der Bestimmung des Nachlasswerts Forderungen des Erben
gegen den Nachlass ungeachtet der durch den Erbfall eingetretenen Konfusion
wertmindernd zu berÃ¼cksichtigen.

Die KlÃ¤gerin hatte nach Ã�berzeugung des Gerichts im Zeitpunkt des Erbfalls
offene AufwendungsersatzansprÃ¼che gegen die HilfeempfÃ¤ngerin aus Auftrag
oder GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung ohne Auftrag wegen der von ihr verauslagten
Heimkosten und anderer Aufwendungen in deren Interesse. Das sogenannte
Transitkonto der HilfeempfÃ¤ngerin empfing Gutschriften ausschlieÃ�lich in Gestalt
ihrer nicht bedarfsdeckenden Rente und der Sozialhilfe des Beklagten. Logisch-
mathematisch mÃ¼ssen daher die AufwendungsersatzansprÃ¼che der KlÃ¤gerin in
etwa dem Guthaben auf dem Transitkonto im Zeitpunkt des Erbfalls entsprochen
haben.

Dies gilt allerdings nicht fÃ¼r das dem Transitkonto unmittelbar zuvor im Dezember
2015 zugeflossene Schmerzensgeld in HÃ¶he von 4000 EUR. Das Schmerzensgeld
ist auch nicht als solches vor dem Zugriff des SozialhilfetrÃ¤gers geschÃ¼tzt, da
weder Â§ 83 Abs. 2 SGB XII noch die HÃ¤rteregelung des Â§ 90 Abs. 3 SGB XII auf
den Kostenersatzanspruch gemÃ¤Ã� Â§ 102 SGB XII anzuwenden sind. Ob das
VermÃ¶gen zu Lebzeiten des Erblassers geschÃ¼tzt gewesen wÃ¤re, spielt fÃ¼r
den Kostenersatzanspruch grundsÃ¤tzlich keine Rolle. Weder begrÃ¼ndet Â§ 90
SGB XII ein "postmortales SchonvermÃ¶gen" zugunsten des Erben, noch hat der
Gesetzgeber die Vorschriften Ã¼ber die Kostenersatzpflicht in einen
Zusammenhang zu den Regelungen Ã¼ber das einzusetzende VermÃ¶gen gestellt
(Simon, a.a.O., Rn. 35, 68, jew. m.w.N.). Auch fÃ¼hrt die allein der Erblasserin
zugutekommende Schmerzensgeldfunktion nicht zu einer besonderen HÃ¤rte fÃ¼r
die KlÃ¤gerin i.S.v. Â§ 102 Abs. 3 Nr. 3 SGB XII. Zusammenfassend ist daher bei der
Bestimmung des Nachlasswertes das Schmerzensgeld in HÃ¶he von 4000 EUR
vollumfÃ¤nglich zu berÃ¼cksichtigen, nicht aber das darÃ¼berhinausgehende
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Guthaben auf dem Transitkonto, dem AufwendungsersatzansprÃ¼che der KlÃ¤gerin
gegenzurechnen sind. Der demnach mit 4000 EUR zu beziffernde Nachlass ist um
den Freibetrag nach Â§ 102 Abs. 3 Nr. 1 SGB XII i.H.v. 2424 EUR zu bereinigen.
Mithin besteht eine Verpflichtung der KlÃ¤gerin zum Kostenersatz lediglich in HÃ¶he
von 1576 EUR.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 197a Abs. 1 Satz 1 SGG i.V.m. Â§ 161 Abs. 1
der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO). Sie entspricht dem VerhÃ¤ltnis des
Obsiegens der KlÃ¤gerin zu ihrem Unterliegen (Â§ 197a Abs. 1 Satz 1 SGG, Â§ 155
Abs. 1 VwGO).

Rechtsmittelbelehrung:

Erstellt am: 22.09.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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